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Text 

Haftung 

§ 3. (1) Soweit durch unrichtige oder unrechtmäßige Verarbeitung von Daten durch Europol in 
Österreich ein Schaden entstanden ist, haftet der Bund nach den Bestimmungen des 
Amtshaftungsgesetzes mit der Maßgabe, dass in jedem Fall das Landesgericht für Zivilrechtssachen Wien 
in erster Instanz zuständig ist. 

(2) Der Bund hat einem Mitgliedstaat auf dessen Verlangen jenen Betrag zu erstatten, den der 
Mitgliedstaat an die Geschädigten zu leisten hatte, wenn österreichische Organe des öffentlichen 
Sicherheitsdienstes bei einem Einsatz in diesem Mitgliedstaat einen Schaden verursacht haben. 
Verursachen Organe von Sicherheitsbehörden anderer Mitgliedsstaaten in Österreich einen Schaden und 
hat der Bund Schadenersatz nach dem Amtshaftungsgesetz zu leisten, ist dieser Betrag von jenem 
Mitgliedstaat einzufordern, dessen Organe den Schaden verursacht haben; dies gilt nicht für vom Bund 
ersetzte Schäden, die das Organ bei seinem Einsatz bei Massenveranstaltungen, Katastrophen und 
schweren Unglücksfällen verursacht hat. Verursachen Teammitglieder im Sinne des Art. 2 Z 17 der 
Frontex-VO in Österreich einen Schaden und hat der Bund Schadenersatz nach dem Amtshaftungsgesetz 
zu leisten, richtet sich die Einforderung des geleisteten Betrags nach Art. 84 Abs. 2 und 3 der Frontex-
VO. 

(3) Soweit durch unrichtige oder unrechtmäßige Verarbeitung von Daten im Schengener 
Informationssystem durch seine Organe ein Schaden entstanden ist, haftet der Bund nach den 
Bestimmungen des Amtshaftungsgesetzes. Gleiches gilt für Schäden, die durch einen dem Bund 
zuzurechnenden Zugriff auf das Schengener Informationssystem verursacht worden sind. Soweit dem 



  Bundesrecht konsolidiert 

www.ris.bka.gv.at  Seite 2 von 2 

Bund aus dem Zugriff eines am Schengener Informationssystem teilnehmenden Staates auf das 
Schengener Informationssystem ein Schaden entstanden ist, hat der Bund bei diesem Mitgliedstaat 
Regress zu nehmen. 
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